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Ulla Groskurt (SPD):

Herr Prasident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Die SPD-Fraktion hat diesen Antrag gestellt,
als sie durch den Landesfrauenrat sowie die Lan-
desarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbiros
Niedersachsen erfahren hat, dass die Einrichtung
LADA® in Hannover, eine anonyme Krisenunter-
kunft fir die von Zwangsheirat betroffenen und
bedrohten Madchen und Frauen, existenzielle,
finanzielle Schwierigkeiten hat.

(Vizeprasidentin Astrid Vockert iber-
nimmt den Vorsitz)

In Hannover besteht zwar die Mdglichkeit, den
Madchen und Frauen eine Unterkunft zu gewah-
ren, die tatsachliche Aufnahme kann allerdings erst
nach Kostenanerkenntnis erfolgen. Hier liegt das
Problem. Und dieses Problems, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen, missen wir uns zwingend
annehmen. Die Finanzierung dieser Uber Partei-
grenzen hinweg unstrittig notwendigen Einrichtung
ist von der Kostenlbernahmezusage der zustandi-
gen Leistungstrager abhangig. Das Kostenuber-
nahmeverfahren dauert in der Regel mehrere Wo-
chen. Es kommt auch vor, dass die Kosten nicht
Ubernommen werden. Dieser verwaltungstechni-
sche, zeitaufwendige Vorgang ist fir die Betroffe-
nen eine Zeit der Angst und des Schreckens. Es ist
dringend notwendig, dass die Kriseneinrichtung
+LADA" in Hannover Planungssicherheit bekommt.

(Zustimmung bei der SPD)

Das, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, bes-
tatigten in der ersten Beratung im Ausschuss alle
Fraktionen.

(Zustimmung von Patrick-Marc Hum-
ke-Focks [LINKE])

Sie begrufRten den Antrag der SPD-Fraktion. Es
wurde deutlich betont, dass das Ziel, den betroffe-
nen Frauen zu helfen, unterstitzt werde. Die dra-
matische Situation der Madchen und Frauen wurde
fraktionsiibergreifend gesehen. Frau Meil3ner
merkte sogar an, dass es, seitdem bekannt sei,

dass die Einrichtung ,ADA" in Gefahr geraten sei,
nur eine Frage der Zeit gewesen ware, bis eine
Fraktion einen solchen Antrag in den Landtag ein-
bringt, um ,ADA" abzusichern. Es misse dauerhaft
daflir gesorgt werden, dass entsprechende Einrich-
tungen existierten, in denen sich die Betroffenen
sicher aufhalten kdnnten.

(Zustimmung bei der SPD und von
Gesine Meiliner [FDP])

Diese erste Beratung im Ausschuss liel3 auf einen
gemeinsamen Antrag aller Fraktionen hoffen. Lei-
der ist es nun doch nicht dazu gekommen. Aus-
drucklich betonen méchte ich, dass sich die SPD
und Biindnis 90/Die Griinen einig waren, wobei ich
aber auch die Bemihungen der CDU wirklich an-
erkennen will. Aber diese Bemihungen haben
nicht gereicht. Die SPD ist CDU und FDP sehr weit
entgegengekommen, indem sie ihre urspringli-
chen Forderungen in Absprache mit den Frauen-
verbanden sehr reduziert hat, und zwar bis hin zu
einer Uberbriickungsfinanzierung. Das heilt, dass
die Landesregierung nur fiir den Fall eines verzo-
gerten Kostenanerkenntnisses zwischenfinanzie-
ren misste. Dies wirde der Kriseninterventions-
stelle die Mdglichkeit geben, junge Madchen und
junge Frauen, die mit Todesangst vor ihrer Tar
stehen, sofort hereinzulassen, ihnen Schutz zu
gewahren und anschlieBend den Verwaltungsvor-
gang abzuwickeln. Die Ablehnung von CDU und
FDP mit dem Hinweis auf den einen von Nieder-
sachsen geférderten Platz in der Kriseneinrichtung
.Papatya“ in Berlin lenkt von dem Problem in Han-
nover ab und I6st es auf keinen Fall.

In der Einrichtung ,ADA® in Hannover wohnen
zurzeit sechs junge Madchen und Frauen, die auf
Hilfe angewiesen sind. Diese jungen Madchen und
Frauen gehen nicht aus einer Laune heraus zu
LADA® sondern weil ihr Leben bedroht ist, wenn
sie nicht den Mann heiraten, der ihnen von der
Familie aufgezwungen wurde.

Sehr geehrte Frau Ministerin, sehr geehrte Kolle-
ginnen, am Montag hat Herr Ministerprasident
Waulff anlasslich des Sommerfestes des Landes-
frauenrates gesagt, dass er mutige Frauen be-
wundere und von ihrer Durchsetzungskraft beein-
druckt sei. Das hat mir gut gefallen. Er hat aner-
kennend mutige Frauen genannt, die z. B. fur die
Gleichberechtigung der Frauen gekdmpft haben.
Also, Frau Ministerin, beeindrucken Sie den Minis-
terprasidenten, seien Sie eine mutige Frau, und
gewéhren Sie ,ADA® eine existenzsichernde Fi-
nanzierung. Es besteht natirlich auch fir die Frak-
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Renate
Hervorheben
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme in geänderter Fassung. Der Änderungsantrag
der Fraktion der Grünen zielt ebenfalls
auf eine Annahme des Antrags in geänderter Fassung.
Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.
Wir kommen zur Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich Frau Groskurt für die SPD-Fraktion.
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tionen von CDU und FDP die vielleicht einmalige
Gelegenheit, den Ministerprasidenten zu beeindru-
cken: Nutzen Sie sie, indem Sie die Existenz von
~LADA® sichern und dem SPD-Antrag zustimmen!

Danke schon.

(Beifall bei der SPD)
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Hervorheben
Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat Frau Kollegin Twesten das Wort. Bitte
schön!
Elke Twesten (GRÜNE):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Es gibt sicherlich niemanden hier im Haus,
der oder die das Thema Zwangsheirat nicht ernst
nimmt, Zwangsheirat nicht als eine tiefe Verletzung
der Menschenwürde einschätzt. Es macht keinen
Sinn, wenn wir hier in einen Wettbewerb der Entrüstung
eintreten. Der Wettbewerb sollte auf einer
ganz anderen Ebene laufen, nämlich: Wie helfen
wir den Opfern? - Sich hier zu entrüsten und dann
nur Alibihilfen anzubieten, geht nicht. Den Opfern
muss geholfen werden, und zwar wirksam und
schnell.
Die Hilfe lässt sich mit einem einfachen Satz beschreiben:
Die Frauen brauchen Rechte. Sie brauchen
das Recht, sich aus einer Zwangsverheiratung
zu lösen, sie brauchen ein Rückkehrrecht,
wenn sie zur Zwangsverheiratung ins Ausland
verschleppt worden sind, und ein eigenständiges
Aufenthaltsrecht, wenn sie sich in Deutschland aus
einer Zwangsehe befreien wollen.
(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
LINKEN)
Diesen Fragen sollte sich die Koalition stellen.
Diesen Weitblick haben Sie nicht. Davor kneifen
Sie, wie die Ausschussberatungen gezeigt haben.
Dabei ist die Sache doch völlig klar: Nicht mitleidsvolle
Reden, sondern Rechtsänderungen helfen
den Frauen.
(Zuruf von Gudrun Pieper [CDU])
Deshalb muss dieser Antrag auch einen Forderungskatalog
enthalten.
Im Januar hat „ADA“ das Thema „Krisenintervention
sichern“ auf die Agenda gesetzt. Wir haben uns
der Problematik im Ausschuss angenommen und
uns seitens der Landesregierung unterrichten lassen.
Ergebnis: Die weitere Förderung des niedersächsischen
Platzes bei „Papatya“ ist aktuell seitens
des Sozialministeriums nicht vorgesehen.
Zum 31. Dezember ist bei „Papatya“ Schluss, zumindest
was den Platz aus Niedersachsen anbelangt.
Und wir haben dann möglicherweise immer
noch keinen Platz bei „ADA“! Angesichts bundesweit
steigender Fallzahlen brauchen wir eigentlich
beides. Ziel sollte sein, einen sicheren Platz in
Berlin zu haben und zusätzlich einen Platz bei
„ADA“ in Niedersachsen einzurichten.
(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
LINKEN)
Nach den bis dato vollkommen unbefriedigenden
Ergebnissen der Ausschussberatung bin ich allerdings
überhaupt nicht sicher, ob wir am 1. Januar
2010 überhaupt einen Kriseninterventionsplatz
vorhalten werden. Ihnen, meine Damen und Herren
von CDU und FDP, ist es immerhin gelungen,
einen völlig verwässerten Antrag vorzulegen, in
dem Sie gekonnt um den heißen Brei herumreden.
(Glocke der Präsidentin)
Der Antrag ist verwässert, nichts Genaues weiß
man nicht. Es fehlt ein klares Bekenntnis, was
Ihnen die Arbeit von „ADA“ in Niedersachsen eigentlich
wert ist. Und genau darum sollte es uns
hier heute gehen.
(Glocke der Präsidentin)
- Ich komme zum Schluss: Zu viele Fragen blieben
nach den Ausschussberatungen unbeantwortet.
Deswegen fordere ich Sie, meine Damen und Herren,
heute auf, der Ausschussempfehlung in der
vorliegenden Fassung nicht zuzustimmen. Uns
geht es darum, die Situation der betroffenen Frauen
mit einem eindeutigen Bekenntnis zu „ADA“ - - -
Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Sie wollten zum Schluss kommen.
Elke Twesten (GRÜNE):
- - - zu unterstützen. - Ich bin doch fertig.
Vielen Dank.
(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
LINKEN - Zustimmung bei der SPD)
Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Ja, danke, toll! - Für die Fraktion DIE LINKE hat
Herr Kollege Patrick-Marc Humke-Focks das
Wort. - Bitte schön!
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